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Beschluss vom 04. July 2013, |lI B 69/12

Anforderungen an die Begriindung der Nichtzulassungsbeschwerde bei behaupteter Grundrechtsverletzung durch das FG-
Urteil

BFH Ill. Senat
GG Art 3, GG Art 6 Abs 4, GG Art 6 Abs 5, FGO § 116 Abs 3S 3, FGO & 115 Abs 2 Nr 1

vorgehend Hessisches Finanzgericht , 08. March 2012, Az: 6 K 3127/10
Leitsatze

NV: Wird geltend gemacht, dass das FG-Urteil als solches bestimmte Grundrechte der Klagerin verletzt, dann kann ohne
eingehende Auseinandersetzung mit der einschldagigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts keine Zulassung
der Revision wegen grundsatzlicher Bedeutung erreicht werden .

Grunde

1 Die Beschwerde ist unzuldssig und daher durch Beschluss (§ 116 Abs. 5 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--)
zu verwerfen. Die Klagerin und Beschwerdefihrerin (Klagerin) hat die geltend gemachten Zulassungsgriinde der
grundsatzlichen Bedeutung und der Rechtsfortbildung nicht in einer den Anforderungen des § 116 Abs. 3 Satz 3
FGO entsprechenden Weise dargelegt.

2 1. a) Die von der Klagerin begehrte Zulassung der Revision wegen grundsatzlicher Bedeutung der Rechtssache i.S.
des § 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO setzt zunachst voraus, dass der Beschwerdefiihrer eine hinreichend bestimmte abstrakte
Rechtsfrage herausstellt. Erforderlich ist ferner ein konkreter und substantiierter Vortrag, aus welchen Griinden im
Einzelnen die Klarung der Rechtsfrage aus Griinden der Rechtssicherheit, der Rechtseinheitlichkeit oder der
Rechtsentwicklung im allgemeinen Interesse liegt. Dazu muss ausgefiihrt werden, in welchem Umfang, von welcher
Seite und aus welchem Grunde die Beantwortung der Frage zweifelhaft und streitig ist. Das erfordert eine
Auseinandersetzung mit den in Rechtsprechung und Literatur zu dieser Frage vertretenen Auffassungen
(Graber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 7. Aufl,, § 116 Rz 32, m.w.N.).

3  b) Diesen Vorgaben genugen die Ausfiihrungen in der Beschwerdeschrift nicht. Dort wird lediglich vorgetragen, dass
sie, die Klagerin, die Verluste aus dem Betrieb einer Tierarztpraxis nicht aus personlichen Neigungen hingenommen
habe. Ursache fir die niedrigen Betriebseinnahmen und die damit einhergehenden Verluste sei die Fursorge fur ihr
krankes Kind gewesen. Durch die Nichtanerkennung der Gewinnerzielungsabsicht habe das Finanzgericht (FG) Art. 6
des Grundgesetzes (GG), wonach sie Anspruch auf den Schutz und die Fursorge der Gemeinschaft habe, verletzt.
Aufderdem verstofie das angegriffene Urteil gegen Art. 3 GG, weil sie im Vergleich zu Personen, die keine kranken
Kinder zu betreuen hatten, benachteiligt werde.

4 Damit wird schon keine bestimmte abstrakte Rechtsfrage herausgestellt. Die Klagerin macht im Kern lediglich
geltend, dass das konkrete Urteil ihre Grundrechte verletze, also an einem Rechtsfehler leide. Damit ist die
grundsatzliche Bedeutung jedoch nicht ausreichend dargelegt (Graber/Ruban, a.a.0., § 116 Rz 34). Auch kann mit
der blofien Behauptung, ein Urteil verletze Grundrechte, ohne eingehende Auseinandersetzung mit der
einschldgigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu dem fraglichen Grundrecht die Revisionszulassung
nicht erreicht werden. SchlieBlich ist das erforderliche Allgemeininteresse an einer hochstrichterlichen
Entscheidung nicht ausreichend dargelegt worden. Denn wird geltend gemacht, dass ein einzelner staatlicher
Hoheitsakt, wie z.B. ein Urteil, ein Grundrecht des Beteiligten verletze, dann fehlt es --im Unterschied zur
substantiiert geltend gemachten Verfassungswidrigkeit einer Norm (dazu Graber/Ruban, a.a.0., § 115 Rz 36)--
grundsatzlich an der Breitenwirkung der mit der Revisionszulassung erstrebten obergerichtlichen Entscheidung.

5 Soweit die Klagerin sich unter Hinweis auf die nicht eheliche Geburt eines ihrer Kinder darauf beruft, deswegen
nicht benachteiligt werden zu durfen, ist eine Grundrechtsverletzung schon deshalb nicht ersichtlich, weil das FG an
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keiner Stelle seiner Entscheidung auf das Merkmal der nicht ehelichen Geburt abgestellt hat. Das spezielle
Gleichheitsgrundrecht gemaf Art. 6 Abs. 5 GG ist offenkundig nicht beeintrachtigt worden.

6 2. Da das Erfordernis einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) zur Fortbildung des Rechts ein Unterfall des
Zulassungsgrundes der grundsatzlichen Bedeutung darstellt (vgl. z.B. BFH-Beschluss vom 17. August 2011
X B 217/10, BFH/NV 2011, 2082), kommt die Zulassung der Revision aus denselben Griinden nicht in Frage (vgl.
Graber/Ruban, a.a.0., § 116 Rz 38).

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 2 of 2


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201350430/

	Beschluss vom 04. July 2013, III B 69/12
	Leitsätze
	Gründe


